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In den Medien, aber auch in der Politik-
wissenschaft wurde in den letzten Jahren
angesichts des schrumpfenden Wählerzu-
spruchs für CDU/CSU und SPD und de-
ren drastisch sinkender Mitgliederzahlen
ein Abgesang auf die Volksparteien ange-
stimmt. Buchtitel wie Im Herbst der Volks-
parteien von Franz Walter (2009) verkünde-
ten das unaufhaltsame Ende einer Ära, in
der die Volksparteien als Stabilitätsanker
die Erfolgsstory des deutschen Parteiensys-
tems schlechthin repräsentierten.Peter Lö-
sche schrieb nach der Bundestagwahl 2009,
auf den Wandel des deutschen Parteiensys-
tems eingehend: »Im Mittelpunkt dieses
Wandels steht das Ende der Volksparteien,
jenes Parteitypus, der jahrzehntelang die
bundesrepublikanische Politik so nach-
drücklich geprägt hat«. Karl-Rudolf Korte
sprach gar von den »Volksparteiruinen«.

Es mutet angesichts dieser eindeutigen
Diagnosen in der Tat ziemlich paradox an,
dass zumindest die Medien seit einem hal-
ben Jahr eine »neue Volkspartei« entdeckt
haben, obwohl sie sich in der Vergangen-
heit selbst an den Untergangsszenarien für
eben diesen Parteientyp kräftig beteiligten.
Als im Herbst letzten Jahres der demosko-
pische Höhenflug der Grünen nach den
Auseinandersetzungen um Stuttgart 21 ein-

setzte, begann jedenfalls ein Teil der Me-
dien, über die Grünen als neue Volkspartei
zu debattieren, DER SPIEGEL widmete die-
sem Thema im November gar die Titelstory.
Der Medienhype ebbte zwar Anfang dieses
Jahres, als sich die Umfragewerte für die
Grünen wieder »normalisierten« und die
Ökopartei bei der Bürgerschaftswahl in
Hamburg nur ein mäßiges Ergebnis erziel-
te, schnell wieder ab, aber seit dem Wahl-
ausgang in Baden-Württemberg und Rhein-
land-Pfalz ist die Diskussion quer durch alle
Medien wieder voll im Gange. Nüchtern be-
trachtet rechtfertigen aber bisher weder die
demoskopischen Umfragewerte von über
20 % auf Bundesebene noch die Wahlergeb-
nisse in diesem Wahljahr die Medienspeku-
lationen über den Aufstieg der Grünen zur
Volkspartei. In Baden-Württemberg ist die
CDU mit 39 % und rund 14 Prozentpunk-
ten Vorsprung vor den Grünen immer noch
eindeutig die vorherrschende Volkspartei
geblieben, in Rheinland-Pfalz liegen SPD
und CDU mit jeweils 21 Prozentpunkten
vor den Grünen, und in Hamburg hat die
SPD erst vor wenigen Wochen bewiesen,
dass man mit dem Abgesang auf die »alten«
Volksparteien etwas differenzierter umge-
hen sollte.

Keine »klassische« Volkspartei

Auch aus politikwissenschaftlicher Sicht
stellt sich die Frage,ob die Grünen tatsäch-
lich auf dem Weg zur »Volkspartei« sind
oder ob es sich beim gegenwärtigen Hö-
henflug nicht eher um ein flüchtiges Phä-
nomen mit begrenzter Haltbarkeitsdauer

Lothar Probst

Die Grünen: Eine neue Volkspartei ante portas?

Noch ist nicht ausgemacht, in welche Richtung sich die Grünen entwickeln werden.
Hohe Umfragewerte und ein erster grüner Ministerpräsident allein reichen noch
nicht aus. Erst die praktische Politik wird zeigen, ob die Grünen eine Volkspartei
auch im klassischen Sinne sein können.
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handelt. Gemessen an der klassischen De-
finition sind die Grünen bisher alles an-
dere als eine Volkspartei. »Volkspartei ist
eine Selbstbezeichnung von Großparteien
wie der SPD, CDU und CSU, die durch Aus-
weitung ihrer Wählerbasis nach möglichst
vielen Stimmen für strategische Mehrhei-
ten streben. Ihre politische Rhetorik und
werbende Selbstdarstellung stützt sich da-
bei auf den Anspruch, schichtübergreifend
und weltanschaulich verbindend breite
Wählerschichten in sich aufzunehmen und
in ihrer Interessenvielfalt ausgleichend
vertreten zu wollen«, so Dieter Nohlen in
seinem Politiklexikon. Ihrem Selbstver-
ständnis folgend war bisher kaum ein Stre-
ben festzustellen, »schichtübergreifend ...
breite Wählerschichten in sich aufzuneh-
men« sowie deren »Interessenvielfalt aus-
gleichend vertreten zu wollen«. Allerdings
muss diese klassische Definition nicht un-
bedingt die Realitäten im heutigen deut-
schen Parteiensystem widerspiegeln. Paul
Nolte hat bereits 2009 argumentiert, dass
ein Fünf-Parteien-System nicht zwangs-
läufig das Ende der Volksparteien, sondern
sogar ihre Vermehrung bedeuten könnte.
Dabei unterstellte er der Linkspartei in
Ostdeutschland und den Grünen in West-
deutschland ein starkes »integratives Mo-
ment«. Beiden Parteien würde »in ihrer
Milieugebundenheit und aufgrund eines
stark moralisch gefärbten Zuspruchs ...

schon seit langem die Integration von Bes-
serverdienenden und Nichtsverdienenden,
von Linken und Konservativ-Bürgerlichen«
gelingen.

Ohne einem inflationären Gebrauch
des Volksparteienbegriffs, der wie bei Nolte
auf nähere Kriterien verzichtet, das Wort
zu reden, lässt sich dennoch feststellen,
dass empirisch gesehen die Grünen bei
den letzten Wahlen tatsächlich in eine an-
dere Dimension vorgestoßen sind. In Ba-
den-Württemberg sind sie immerhin mit
23 % zur stärksten Partei bei den Arbeits-
losen geworden. Auch 19 % der Arbeiter
haben für die Grünen votiert. Bei den
Selbstständigen liegen sie mit 31% rund
20 Punkte vor der SPD (11%) und der FDP
(10 %). In der Altersgruppe der 35- bis
44-jährigen Frauen erreichten die Grünen
37 %. Des Weiteren konnten sie im relevan-
ten Umfang nicht nur Stimmen von der
SPD (140.000), sondern in gleicher Grö-
ßenordnung auch von der CDU und FDP
(zusammen 148.000) dazu gewinnen. Das
positive Bild für die Grünen wird durch
den Zustrom von 266.000 Nichtwählern
sowie den Gewinn von mehreren Direkt-
mandaten abgerundet (alle Zahlenanga-
ben beruhen auf der Analyse von infratest
dimap zur Landtagswahl in Baden-Würt-
temberg). Unter dem Strich kann man fest-
stellen, dass die Grünen in einem im Prin-
zip strukturkonservativen Bundesland wie
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Baden-Württemberg in Wählerschichten
vorgedrungen sind, die für sie vor wenigen
Jahren noch unerreichbar schienen.

Es fällt auf, dass trotz dieser Erfolge die
grüne Parteielite bemüht ist, die von den
Medien forcierte Zuschreibung als »Volks-
partei« weit von sich zu weisen. Stephan
Löwenstein schrieb in der FAZ vom 30.3.
2011: »Wer auf der Suche nach einem Wort
ist, mit dem er Grüne zuverlässig erschre-
cken kann, der sollte es mit ›Volkspartei‹
versuchen«. Ganz so bescheiden, wie sie
jetzt tun, sind die Grünen aber schon seit
längerem nicht mehr. Bereits im letzten
Jahr hörte man von Renate Künast neue
Töne, als sie in einem Interview sagte:
»Dass wir die linke Mitte sind, heißt nicht,
dass wir allein die kurzfristigen Interessen
der Mitte vertreten. Sondern uns geht’s
um’s Ganze, wir machen Politik für’s gan-
ze Land« (DIE WELT vom 24.06.2010).
Hier klang bereits der Anspruch durch, sich
endgültig vom Image einer ökologischen

Nischenpartei zu entfernen. Zumindest in
Baden-Württemberg ist dies – wenn auch
unter Ausnahmebedingungen – geglückt.

Mit ihrer neuen Rolle im Parteiensys-
tem als Mittelpartei wächst den Grünen
automatisch mehr Verantwortung zu, wenn
sie die hinzugewonnenen Wähler nicht
verprellen wollen. Sie werden nachweisen
müssen, dass man als führende Regie-
rungspartei in der Lage ist, integrativ zu
wirken und unterschiedliche Wählerinte-
ressen zu berücksichtigen. Wie weit dieser
Weg ist, zeigt die Tatsache, dass die Wähler
in Baden-Württemberg ihnen bisher nur
in der Energie- und Verkehrspolitik hohe
Kompetenzwerte zuweisen, während 59 %
der Meinung sind, dass sich die Grünen zu
wenig um Wirtschaft und Arbeitsplätze
kümmern. Es wird also nicht zuletzt an
dem »Experiment« der grün-roten Lan-
desregierung in Baden-Württemberg hän-
gen, ob es gelingt, die diesbezüglichen
Zweifel zu zerstreuen.
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Manche sehen die FDP aktuell in der
schwersten Krise ihrer Existenz, doch sie

täuschen sich. Es ging ihr oftmals noch
sehr viel schlechter als jetzt. Denn nichts
ist eigentlich so beständig bei der FDP wie
ihr ständiges Auf und Ab. In den 50er Jah-
ren war sie vergleichsweise stabil, hier fun-
gierte sie als Partei des mittelständischen
Bürgertums, zum Teil auch als Partei ehe-
maliger Nationalsozialisten. In Württem-
berg und in den Stadtstaaten war sie liberal,
in den Flächenstaaten oszillierte sie zwi-
schen bäuerlicher Klientel- und nationaler

Hans Vorländer

Das Dilemma der FDP

Die FDP ist jäh aus ihren Träumen erwacht und auf dem harten Boden der
Realität aufgeschlagen. Mit 14,6 % hatte die FDP bei der Bundestagswahl 2009
ihr Allzeithoch erreicht, seitdem verliert sie in den Landtagswahlen nicht nur an
Stimmen, sondern auch an Repräsentanz in den Parlamenten. Von den Umfrage-
tiefs ganz zu schweigen. Reicht ein neuer Vorsitzender, reicht die Rochade ihres
Führungspersonals für die propagierte Erneuerung?
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